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SYNOPSE 
zur Arbeitsfassung/Diskussionsgrundlage zur Vorbereitung eines  
Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen (Ausschnitt), 23.8.2016 

Junge Volljährige 

Bisherige Fassung Entwurfsfassung für 2017 

Sozialgesetzbuch (SGB) – Achtes Buch (VIII) – Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) 

Neu: § 34a Betreute Wohngruppe, Jugendwohnen [ab 2023: § 32b] 

In einer betreuten Wohngruppe oder im Rahmen des Jugendwohnens sollen Jugendliche 
beim Übergang in eine selbständige Lebensführung durch Förderung ihrer Fähigkeiten zur 
Alltagsbewältigung sowie Stärkung der Eigenverantwortung und Selbstbestimmung insbeson-
dere in Verbindung mit Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen unterstützt werden. 

Neu: § 36b Hilfeauswahl 

(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe entscheidet über die Auswahl der im Einzelfall ge-
eigneten und notwendigen Hilfe nach pflichtgemäßem Ermessen auf der Grundlage des Hil-
feplans nach § 36d einschließlich Art, Dauer, Umfang, Beginn und Durchführung. Eignung und 
Notwendigkeit der Hilfe bestimmen sich nach dem Bedarf des Kindes, des Jugendlichen oder 
jungen Volljährigen im Einzelfall unter Berücksichtigung seines engeren sozialen Umfelds. 

(2) […] Dem Leistungsberechtigten nach § 41 werden vorrangig geeignete Angebote nach 
§ 13 gewährt. 

(3) […] 

[…] 

Neu: § 36f Übergangsmanagement  

(1) Spätestens ab Vollendung des 17. Lebensjahres ist Gegenstand der Hilfeplanung die Klä-
rung, ob Hilfen nach diesem Abschnitt geeignet und notwendig sind, um das Ziel der Verselb-
ständigung nach Vollendung des 18. Lebensjahres zu erreichen.  

(2) Sind Hilfen nicht nach der Maßgabe des Absatzes 1 geeignet und notwendig, sind andere 
Sozialleistungs- oder Rehabilitationsträger in die Hilfeplanung insbesondere durch Beteiligung 
an der Hilfeplankonferenz einzubeziehen, die nach fachlicher Einschätzung des Trägers der 
öffentlichen Jugendhilfe ab diesem Zeitpunkt für die Hilfe zuständig werden.  

(3) Im Rahmen des Hilfeplans sind Regelungen zur Durchführung des Zuständigkeitsübergangs 
zu treffen. Eine Abweichung von den dort getroffenen Feststellungen ist nur bei einer Ände-
rung des Bedarfs des jungen Volljährigen zulässig.  

(4) Absatz 1 bis 3 gilt entsprechend, wenn Hilfen nach diesem Abschnitt auf der Grundlage 
des Hilfeplans nach § 36d beendet werden sollen und nach fachlicher Einschätzung des Trä-
gers der öffentlichen Jugendhilfe andere Sozialleistungs- oder Rehabilitationsträger ab dem 
Zeitpunkt der Beendigung zuständig werden. 
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§ 41 Hilfe für junge Volljährige, Nachbetreuung 
 
(1) Einem jungen Volljährigen soll Hilfe für die Per-
sönlichkeitsentwicklung und zu einer eigenver-
antwortlichen Lebensführung gewährt werden, 
wenn und solange die Hilfe auf Grund der indivi-
duellen Situation des jungen Menschen notwen-
dig ist. Die Hilfe wird in der Regel nur bis zur Voll-
endung des 21. Lebensjahres gewährt; in be-
gründeten Einzelfällen soll sie für einen begrenz-
ten Zeitraum darüber hinaus fortgesetzt werden. 
(2) Für die Ausgestaltung der Hilfe gelten § 27 
Absatz 3 und 4 sowie die §§ 28 bis 30, 33 bis 36, 
39 und 40 entsprechend mit der Maßgabe, 
dass an die Stelle des Personensorgeberech-
tigten oder des Kindes oder des Jugendlichen 
der junge Volljährige tritt. 

(3) Der junge Volljährige soll auch nach Be-
endigung der Hilfe bei der Verselbständigung 
im notwendigen Umfang beraten und unter-
stützt werden. 

§ 41 Leistungen zur Verselbständigung 
für junge Volljährige [ab 2023: § 28] 
(1) Junge Volljährige haben einen Anspruch 
auf Fortsetzung geeigneter und notwendiger 
Leistungen nach diesem Abschnitt, wenn und 
solange eine einer eigenverantwortlichen und 
möglichst selbständigen und selbstbestimmten 
Lebensführung entsprechende Persönlich-
keitsentwicklung nicht gewährleistet ist und 
das Ziel der Verselbständigung nach Maßga-
be des Hilfeplans erreichbar ist. Eine Beendi-
gung der Leistung schließt den Anspruch auf 
deren Fortsetzung nicht aus. In begründeten 
Einzelfällen sollen jungen Volljährigen geeig-
nete und notwendige Leistungen nach diesem 
Abschnitt erstmalig gewährt werden, wenn sie 
das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet ha-
ben. § 27 Absatz 3 gilt entsprechend. 
(2) Junge Volljährige sollen auch nach Been-
digung der Leistung bei der Verselbständi-
gung beraten und unterstützt werden. 

§ 94 Umfang der Heranziehung 
(1) Die Kostenbeitragspflichtigen sind aus 
ihrem Einkommen in angemessenem Umfang 
zu den Kosten heranzuziehen. Die Kostenbei-
träge dürfen die tatsächlichen Aufwendun-
gen nicht überschreiten. Eltern sollen nach-
rangig zu den jungen Menschen herangezo-
gen werden. Ehegatten und Lebenspartner 
sollen nachrangig zu den jungen Menschen, 
aber vorrangig vor deren Eltern herangezo-
gen werden. 
(2) […] 
(3) Werden Leistungen über Tag und Nacht 
außerhalb des Elternhauses erbracht und be-
zieht einer der Elternteile Kindergeld für den 
jungen Menschen, so hat dieser unabhängig 
von einer Heranziehung nach Absatz 1 Satz 1 
und 2 und nach Maßgabe des Absatzes 1 
Satz 3 und 4 einen Kostenbeitrag in Höhe des 
Kindergeldes zu zahlen. Zahlt der Elternteil 
den Kostenbeitrag nach Satz 1 nicht, so sind 
die Träger der öffentlichen Jugendhilfe inso-
weit berechtigt, das auf dieses Kind entfal-
lende Kindergeld durch Geltendmachung 
eines Erstattungsanspruchs nach § 74 Absatz 
2 des Einkommensteuergesetzes in Anspruch 
zu nehmen. 
 
 

§ 94 Umfang der Heranziehung 
(1) Die Kostenbeitragspflichtigen sind aus ih-
rem Einkommen in angemessenem Umfang 
zu den Kosten heranzuziehen. Die Kostenbei-
träge dürfen die tatsächlichen Aufwendun-
gen nicht überschreiten. Eltern sollen nach-
rangig zu den jungen Menschen herangezo-
gen werden. Ehegatten und Lebenspartner 
sollen nachrangig zu den jungen Menschen, 
aber vorrangig vor deren Eltern herangezo-
gen werden. 
(2) […] 
(3) Werden Leistungen über Tag und Nacht 
außerhalb des Elternhauses erbracht und be-
zieht einer der Elternteile Kindergeld für den 
jungen Menschen, so hat dieser unabhängig 
von einer Heranziehung nach Absatz 1 Satz 1 
und 2 und nach Maßgabe des Absatzes 1 
Satz 3 und 4 einen Kostenbeitrag in Höhe des 
Kindergeldes zu zahlen. Zahlt der Elternteil 
den Kostenbeitrag nach Satz 1 nicht, so sind 
die Träger der öffentlichen Jugendhilfe inso-
weit berechtigt, das auf dieses Kind entfal-
lende Kindergeld durch Geltendmachung 
eines Erstattungsanspruchs nach § 74 Absatz 
2 des Einkommensteuergesetzes in Anspruch 
zu nehmen. Bezieht der junge Mensch das 
Kindergeld selbst, gelten die Sätze 1 und 2 
entsprechend. 
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[…] 
(6) Bei vollstationären Leistungen haben jun-
ge Menschen und Leistungsberechtigte nach 
§ 19 nach Abzug der in § 93 Absatz 2 ge-
nannten Beträge 75 Prozent ihres Einkom-
mens als Kostenbeitrag einzusetzen. Es kann 
ein geringerer Kostenbeitrag erhoben oder 
gänzlich von der Erhebung des Kostenbei-
trags abgesehen werden, wenn das Ein-
kommen aus einer Tätigkeit stammt, die dem 
Zweck der Leistung dient. Dies gilt insbeson-
dere, wenn es sich um eine Tätigkeit im sozia-
len oder kulturellen Bereich handelt, bei der 
nicht die Erwerbstätigkeit, sondern das soziale 
oder kulturelle Engagement im Vordergrund 
stehen. 

[…] 
(6) Bei vollstationären Leistungen haben jun-
ge Menschen und Leistungsberechtigte nach 
§ 19 nach Abzug der in § 93 Absatz 2 ge-
nannten Beträge 50 Prozent ihres Einkommens 
als Kostenbeitrag einzusetzen. § 93 Absatz 4 ist 
nicht anwendbar. Folgende Einkommen blei-
ben für den Kostenbeitrag unberücksichtigt:  
1. Einkommen aus Schülerjobs oder Praktika 

mit einer Vergütung bis zur Höhe von 150 
Euro monatlich, 

2. Einkommen aus Ferienjobs zweimal im 
Kalenderjahr bis zu einer Dauer von je-
weils maximal 4 Wochen bis zur Höhe von 
jeweils 400 Euro oder einmal im Kalender-
jahr bis zu einer Dauer von maximal 6 
Wochen bis zur Höhe von 800 Euro, 

3. 150 Euro als Teil einer Ausbildungsvergü-
tung.  

 


